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G e s e t z e n t w u r f

der Fraktion der CDU

Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Klimageset-
zes - Sicherer und bezahlbarer Energiemix in Thüringen

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Der Schutz des Klimas ist eine zentrale Herausforderung unserer Zeit. 
Deutschland hat sich daher zum Ziel gesetzt, bis 2030 die Treibhaus-
gasemissionen um 65 Prozent gegenüber dem Jahr 1990 zu senken und 
zum Jahr 2045 Treibhausgasneutralität zu erreichen. Mit diesen Zielen 
setzt Deutschland neben den europäischen Klimazielen auch die Vor-
gaben des Bundesverfassungsgerichts um (Beschluss vom 24. März 
2021 - 113\4'22656/18 "Klimabeschluss"). In dem Beschluss stellt das 
Gericht klar, dass Artikel 20a Grundgesetz den Staat zum Klimaschutz 
verpflichtet, was auch auf die Herstellung von Klimaneutralität zielt. Das 
Klimaschutzgebot verlangt vom Staat international ausgerichtetes Han-
deln zum globalen Schutz des Klimas und verpflichtet, im Rahmen inter-
nationaler Abstimmung auf Klimaschutz hinzuwirken. Diese Pflicht trifft 
den Staat, mithin alle Stufen staatlicher Gewalt im Mehrebenensystem.

Dem Umbau des Energiesystems kommt bei der Umsetzung der Klima-
schutzziele eine zentrale Rolle zu und erfordert einen verstärkten und 
beschleunigten Ausbau von Erneuerbaren-Energien-Anlagen. Weiter 
kann die verstärkte Gewinnung von Strom aus erneuerbaren Quellen 
nur einen Beitrag leisten, wenn gleichzeitig die Themen der Speiche-
rung und des Leitungsnetzes angegangen werden. All diese Themen 
müssen zum Gelingen der Erneuerung der Energieversorgung ganz-
heitlich betrachtet werden.

B. Lösung

Der vorliegende Gesetzentwurf schafft eine rechtliche Grundlage für eine 
nachhaltigere Stromversorgung. Das Thüringer Klimagesetz als Grund-
lage der Klimaschutzanstrengungen des Freistaates hat bisher die The-
men Stromspeicher und Stromverteilinfrastruktur unberücksichtigt gelas-
sen. Mit der Aufnahme dieser Themen werden wesentliche Leitplanken 
für eine ganzheitliche Betrachtung der Energieversorgung gesetzt.

C. Alternativen

Keine
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D. Kosten

Dem Land entstehen Kosten für das Thüringer Energiemonitoring und 
die Studien zur Prognose der Entwicklung des Thüringer Energiebedarfs.
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Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Klimagesetzes - Sicherer und bezahlbarer Energiemix 
in Thüringen

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Thüringer Klimagesetz vom 18. Dezember 2018 
(GVBI. S. 816) wird wie folgt geändert:

1.	 § 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung:

"Diese Maßnahmen sollen nach den Kriterien der 
Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit und Um-
weltverträglichkeit ausgeführt sowie an der Ent-
wicklung des tatsächlichen Thüringer Energiebe-
darfs orientiert werden."

b)	 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.

c)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

"Dazu befördert die Landesregierung den Aufbau 
von Speichern und Verteilinfrastrukturen und trägt 
Sorge, dass deren Ausbau mit dem Ausbau der Er-
zeugungsmenge Schritt hält."

2.	 § 13 erhält folgende Fassung:

"§ 13 
Thüringer Energiemonitoring, Fortschreibung

(1) Zur Überprüfung der Wirksamkeit der Maßnahmen 
zur Erreichung der Ziele dieses Gesetzes ist ein fort-
laufender Überblick über die Entwicklung und Deckung 
des Energiebedarfs und der Treibhausgasemissionen 
in Thüringen notwendig. Der Überblick über den Aus-
bau der erneuerbaren Energien muss in die Sektoren 
Elektrizität, Wärme, Kälte und Mobilität sowie die Nut-
zung von Flexibilisierungsoptionen und Sektorenkopp-
lung differenziert werden.

(2) Zur Planung, Umsetzung, Überprüfung und Fortent-
wicklung von wirksamen Strategien und Maßnahmen 
ist eine regelmäßige Prognose der Entwicklung des tat-
sächlichen Energiebedarfs in Thüringen und dem Aus-
bau der erneuerbaren Energien notwendig.

(3) Das für Energie zuständige Ministerium legt ab 2025 
jährlich zum 15. März einen Bericht zum Thüringer 
Energiemonitoring vor. Dieser umfasst insbesondere
1.	 Daten zu den Treibhausgasemissionen in Thürin-

gen für das zurückliegende Kalenderjahr (Berichts-
jahr), beginnend mit dem Berichtsjahr 2024, die 
analog dem Bericht des Umweltbundesamts ge-
mäß § 5 Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) vom 
12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Au-
gust 2021 (BGBl. I S. 3905), aufbereitet werden,

2.	 Daten zu der Entwicklung und Deckung des Ener-
giebedarfs in Thüringen differenziert nach den Sek-
toren entsprechend Anlage 1 KSG,
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3.	 Daten zur Entwicklung der Energieproduktion in 

Thüringen, sowie dem Import und Export von Ener-
gie aus und nach Thüringen.

(4) Das für Energie zuständige Ministerium beauftragt 
alle fünf Jahre eine wissenschaftliche Studie zur Prog-
nose der Entwicklung des tatsächlichen Energiebedarfs 
in Thüringen und legt die Ergebnisse ab 2025 fünfjäh-
rig zum 15. März vor. Die Studie umfasst insbesondere
1.	 eine Energiesystemmodellierung für Thüringen, mit 

Schwerpunkt auf die Entwicklung des tatsächlichen 
Energiebedarfs in Thüringen,

2.	 ausgehend von der bisherigen Entwicklung eine 
Konkretisierung der Erzeugungsmengenziele von 
erneuerbaren Energien, die zur Erreichung der Ziele 
dieses Gesetzes notwendig sind, differenziert nach 
Windenergie, Photovoltaik und Solarthermie, Bio-
energie, Wasserkraft und Geothermie,

3.	 ausgehend von der bisherigen Entwicklung eine 
Konkretisierung der Ausbauziele der Energieinfra-
struktur in Thüringen, mit besonderer Beachtung 
von Netzen, Puffern, Speichern, Sektorenkopplung, 
Power to X sowie der Wasserstoffwirtschaft.

Das Ministerium unterrichtet die Öffentlichkeit in geeig-
neter Form über die Ergebnisse.

(5) Das Erreichen der Ziele dieses Gesetzes sowie die 
Umsetzung der Integrierten Energie- und Klimaschutz-
strategie nach § 6 und des Integrierten Maßnahmenpro-
gramms zur Anpassung an die Folgen des Klimawan-
dels nach § 11 werden durch ein Monitoring quantitativ 
und qualitativ überprüft.

(6) Die Integrierte Energie- und Klimaschutzstrategie 
nach § 6 sowie das Integrierte Maßnahmenprogramm 
zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels nach 
§ 11 werden auf Grundlage des Monitorings nach Ab-
satz 5 mindestens alle fünf Jahre fortgeschrieben.

(7) Über die Erfahrungen mit diesem Gesetz auf kom-
munaler Ebene wie auf Landesebene, insbesondere 
bei der Umsetzung der Vorbildwirkung nach § 7 Abs. 1, 
des kommunalen Klimaschutzes nach § 8 Abs. 1 und 
der kommunalen Maßnahmen zur Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels nach § 12 Satz 1, erstattet 
die Landesregierung dem Landtag mindestens alle fünf 
Jahre einen Bericht."

Artikel 2

Das Gesetz tritt am 1. Juli 2024 in Kraft.
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Begründung:

Zu Artikel 1:

Zu 1.:

§§ 1 und 2 des Thüringer Gesetzes zum Klimaschutz und zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels bilden gemeinsame mit Artikel 31 
der Verfassung des Freistaats Thüringen die Grundlage für die, die fak-
tische Notwendigkeit ergänzende, rechtliche Notwendigkeit für Klima-
schutzmaßnahmen im Freistaat. Ein wesentlicher Bestandteil der not-
wendigen Verbesserungen ist die gesteigerte Energiegewinnung. Um 
deren Ausbau sinnvoll zu gestalten, sind die vorgenommenen Änderun-
gen an § 4 zentral. Zum einen werden mit den neuen Formulierungen 
die Themen Speicher und Netze/Verteilinfrastruktur mit aufgenommen. 
Eine Steigerung der Erzeugungsmenge ergibt langfristig nur dann Sinn, 
wenn sie von einem Ausbau der Speicher und Netze begleitet wird. An-
dernfalls droht eine Abschaltung der Anlagen in Spitzenzeiten bei gleich-
zeitigem Auftreten von Dunkelflauten.

Zum zweiten wird das landeseigene Flächenziel durch ein Erzeugungs-
mengenziel ersetzt. Neue Generationen von Anlagen sind in der Lage, 
deutlich höhere Energieerträge abzuwerfen. Insbesondere bei der Wind-
energie zeigt sich, dass ein Repowering alter Anlagen zu mehr Ertrag 
auch bei sinkender Anzahl Anlagen und Fläschenverbrauch führt. Die be-
legte Fläche sagt angesichts technologischer Unterschiede nichts über 
die erzeugte Menge aus. Ziel muss es aber sein, ausreichend Energie 
zur Verfügung zu stellen und nicht eine bestimmte Fläche zu versiegeln 
ohne zu betrachten, welchen Ertrag dies generiert. Die bundesgesetzli-
che Rechtslage bleibt davon unberührt. Gleichwohl würde die Änderung 
der Thüringer Rechtslage dafür sorgen, dass im Falle von Änderungen 
am Bundesrecht oder der Einführung einer Gestaltungsmöglichkeit der 
Länder die Voraussetzungen für eine sinnvolle Thüringer Zielsetzung in 
Form des Erzeugungsmengenziels gegeben sind.

Zu 2.:

Um einen wirksamen Klimaschutz gestalten zu können, ist eine solide 
Datengrundlage und Evaluierung zwingend erforderlich. Insbesondere 
müssen der Energiebedarf, die erzeugte Menge und die Treibhausgas-
intensität regelmäßig überprüft werden. Die bisherigen Regelungen blei-
ben weit hinter dem notwendigen Informationsgehalt zurück. Die Ergeb-
nisse der wissenschaftlichen Studie nach § 13 Absatz 4 Satz 1 sollen 
gemäß Satz 3 in geeigneter Form der Öffentlichkeit vorgestellt werden. 
Dabei wäre es zu empfehlen, die Ergebnisse auch mit den Akteuren der 
Energiewirtschaft in Thüringen, dazu gehören insbesondere die Über-
tragungsnetzbetreiber, die Netzbetreiber, die Versorger, die Stadtwerke 
und die kommunalen Energieunternehmen, zu diskutieren.

Zu Artikel 2:

Die Änderungen sollen am 1. Juli 2024 in Kraft treten.

Für die Fraktion:

Prof. Dr. Voigt



2. Vom Einbringer übersandte Daten

(Vom Einbringer wurden bisher keine Daten übersandt.)



3. Im Rahmen des parlamentarischen Anhörungsverfahrens eingebrachte Beiträge

Die folgenden natürlichen und juristischen Personen haben sich im Rahmen des parlamentarischen
Anhörungsverfahrens beteiligt. Die von den Beteiligten eingereichten Formblätter zur Datenerhebung
nach §  5  Abs.  1  des  Thüringer  Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes  (ThürBeteildokG)
wurden aufgrund des Wegfalls des Verfügungsgrundes gemäß § 6 Satz 2 ThürBeteildokG gelöscht.

Regionale Planungsgemeinschaft Nordthüringen
BI Gegenwind im Kleinen Thüringer Wald
Thüringer Erneuerbare Energien Netzwerk (ThEEN e.V.)
SolarInput
Thüringer Bauernverband
IHK Erfurt
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Thüringen
ThüringenForst
Gemeinde- und Städtebund Thüringen e.V.
Thüringer Energie AG (TEAG)
Arbeitsgruppe Artenschutz Thüringen e.V.
Bundesverband WindEnergie e.V. (BWE), Landesverband Thüringen
Thüringischer Landkreistag e.V.
bdew, Landesgruppe Mitteldeutschland

Die Beiträge der Beteiligten sind in der Beteiligtentransparenzdokumentation nur enthalten, wenn die
Zustimmung zur Veröffentlichung erteilt wurde.
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Landesverwaltungsamt 

Thüringer Landtag 
Ausschuss für Umwelt, Energie und 
Naturschutz 
Jürgen-Fuchs-Str. 1 
99096 Erfurt 

Ihr Zeichen/Ihre Nachricht vorn Zeichen (Bitte bei Antwortschreiben angeben) Sondershausen 

27.06.2024 

Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Klimagesetzes — Sicherer und bezahlbarer 
Energiemix in Thüringen und 
Irrweg Flächenziele beenden — Für einen sicheren und bezahlbaren Energiemix in 
Thüringen (Entschließungsantrag) 
hier: Anhörungsverfahren nach § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 
Ihr Schreiben vom 03.06.2024 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

für die Änderung des Thüringer Klimagesetzes liegt ein Gesetzesentwurf der Fraktion der CDU 
vom 06.03.2024 vor (Drucksache 7/9654). Mit o.g. Schreiben wird die Regionale 
Planungsgemeinschaft Nordthüringen um Stellungnahme gebeten. Eine Befassung in den 
Gremien der Planungsgemeinschaft Nordthüringen innerhalb der vorgegebenen Frist ist jedoch 
nicht möglich. Schwerpunkt nachfolgender Ausführungen ist deshalb die Beschlusslage 
bezüglich Flächenzielen und Leitungsnetz. 

Aufgabe der Regionalen Planungsgemeinschaft entsprechend § 14 Thüringer 
Landesplanungsgesetz ist die Aufstellung und Änderung des Regionalplanes. Der Regionalplan 
Nordthüringen 2012, der weiterhin seine Gültigkeit besitzt, befindet sich in der Fortschreibung. 
Ende 2021 hat sich die Regionale Planungsgemeinschaft Nordthüringen entschlossen, das 
Thema Windenergie in der Bearbeitung vorzuziehen und als Sachlichen Teilplan separat in eine 
2. Anhörung / öffentliche Auslegung zu geben. Sie fand vom 05.09. — 11.11.2022 statt. Der 
Flächenanteil für die Vorranggebiete Windenergie wurde darin von 0,6% im verbindlichen 
Regionalplan 2012 auf 1,2% der Regionsfläche erhöht. Diesbezüglich ist festzuhalten, dass 
gemäß § 245e Abs. 4 BauGB Planungen im Entwurfsstadium eine positive Vorwirkung verliehen 
wird. Nach regelmäßiger Einschätzung der oberen Landesplanungsbehörde ist diese Situation in 
Nordthüringen mit Inkrafttreten des § 245e Abs. 4 BauGB am 1. Februar 2023 gegeben, d.h. 
dass bereits jetzt in Nordthüringen ein erheblicher Anteil der Regionsfläche für die Nutzung der 
Windenergie zur Verfügung gestellt wird. Ein überarbeiteter Entwurf zur Anhörung / öffentlichen 
Auslegung ist in Vorbereitung. 

INFORMATIONEN ZUM DATENSCHUTZ FINDEN SIE UNTER: IlTriV/REGIONALpLANUNG.THUERINGEN.DE/RPG/NORD/DS/INDEX.ASP  
REGIONALE PLANUNGSSTELLE NORDTHÜRINGEN BEIM THÜRINGER LANDESVERWALTUNGSAMT e AM PETERSENSCHACITE 3 0 99706 SONDERSHAUSEN 

TELEFON: 0 36! /57331 8361 0 TELEFAX: 0 361 /57331 8353 0 Email: regionalplanung-nord@tImaAllueringemde  
INTERNET: www.regionalplaming.thileringen.de   
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Grundlage des überarbeiteten Entwurfes müssen die regionalen Teilflächenzwischenziele des zz. 
in Fortschreibung befindlichen LEP Thüringen sein. 
Die Regionale Planungsgemeinschaft Nordthüringen hat sich deshalb in beide 
Beteiligungsverfahren zum LEP diesbezüglich eingebracht und gefordert, die sehr ungleich auf 
die Thüringer Regionen verteilten Flächenziele zu korrigieren und speziell für Nordthüringen zu 
reduzieren. Im Folgenden werden die für diesen Sachverhalt bereits abgegebenen 
Stellungnahmen, reduziert auf die Fragestellung, wiedergegeben. 

Auszug  PV-Beschluss Nr. 30 / 01 / 2023 zum 1. Entwurf des LEP 2023:  

5.2.3 G  

Vor dem Hintergrund der von der Bundesregierung beschlossenen Zielstellungen beim Ausbau 
erneuerbarer Energien und hier im Besonderen des Windenergieflächenbedarfsgesetzes, ist es 
nicht ausreichend, nur das Höchstspannungsnetz zu betrachten und die auf Bundesebene bereits 
beschlossenen Maßnahmen in einem Grundsatz zu wiederholen. 

Die beschlossenen Ausbauziele und die dabei zu betrachtende räumliche Verteilung in Thüringen 
und innerhalb der Regionen bedürfen konkreter Maßnahmen zum Ausbau des 110-kV-
Hochspannungsnetzes. Bei den zurzeit genehmigten und errichteten Windenergieanlagen ist von 
einer durchschnittlichen Nennleistung von 6 MW auszugehen. Das vorhandene 
Mittelspannungsnetz ist nicht dafür ausgelegt, diese Leistungen aufzunehmen. Daher erfolgt bei 
der Errichtung von Windenergieanlagen eine Einspeisung in den bestehenden Umspannwerken 
des 110-kV-Hochspannungsnetzes oder der Bau zusätzlicher Trafostationen an den 
vorhandenen 110-kV-Leitungen. Eine direkte Einspeisung in das Höchstspannungsnetz (5.2.3 G) 
ist nicht möglich. 

Die bestehende Netzsituation in Thüringen (vgl. Anlage 1 Netzkarte des 110-kV-
Hochspannungsnetzes der  TEN  Thüringer Energienetze GmbH & Co. KG, Stand 27.07.2022) 
wird von einer „potenziellen Engpasssituation nördlich der A4 geprägt. Dieses widerspiegelt die 
Situation bei einem Flächenanteil von 0,6% der Vorranggebiete Windenergie in Nordthüringen. 
Mit der ab 01.02.2023 eintretenden Einschätzung der oberen Landesplanungsbehörde, dass bei 
dem Entwurf des Sachlichen Teilplanes Windenergie Nordthüringen 2022 von einer positiven 
Vorwirkung auszugehen ist, kommt es zu einer Verdoppelung der Fläche der Vorranggebiete auf 
nunmehr 1,2%. Diese führt bei der Entwicklung der Anlagentechnik und dem Repowering von 
Bestandsanlagen hin zu immer größeren und leistungsfähigeren Windenergieanlagen zu einer 
anzunehmenden Verdreifachung der installierten Leistung gegenüber der Bestandssituation von 
2022. 

Es bedarf daher, neben dem Ausbau des 110-kV-Hochspannungsnetzes, auch einer räumlichen 
Steuerung bzw. Anpassung der Zwischenziele in 5.2.7 Z auf die Regionen die noch über freie 
Einspeisekapazitäten verfügen, da auf Grund der Planungszeiträume beim Netzausbau und 
Netzneubau, des erheblichen Investitionsbedarfes und der benötigten Bauleistungen nur 
mittelfristig mit einer Entlastung zu rechnen sein wird. 

Um den Ausbau der erneuerbaren Energien nicht zu gefährden, bedarf es neben der 
Anpassung der regionalisierten Zwischenziele bis 3'1.12.2027 auch einer klaren 
Ausbaustrategie auf Ebene der Landesplanung im Hochspannungsnetz. 

5.2.7 Z / 5.2.12 V 
Die Regionale Planungsgemeinschaft Nordthüringen bringt seit Jahren den Ausbau erneuerbarer 
Energien für Thüringen voran. Dies ist auch im aktuellen Entwurf des Sachlichen Teilplanes 
Windenergie sichtbar, in dem 1,2% der Regionsfläche für Vorranggebiete Windenergie 
vorgesehen sind — so viel, wie zz. alle drei anderen Planungsregionen zusammen ausweisen. 
Dies wird bereits jetzt seitens vieler Kommunen und Bürger als Belastung gesehen bzw. führt 
teilweise zu kompletter Ablehnung. Die Planungsregion bzw. gewisse Teilräume innerhalb der 
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Planungsregion stoßen deshalb bereits an Grenzen einer verträglichen Entwicklung. Eine 
Regionalisierung der Flächenbeitragswerte, wie durch den LEP-Entwurf vorgesehen, mit 
3,0 % als Gesamtziel (Zwischenziel 2,5 °A) und damit über 11.050 ha (Zwischenziel 
9.050 ha) für Nordthüringen, wird deshalb aus Nordthüringer Sicht entschieden abgelehnt. 

... 
Im Thüringenvergleich liegt dem LEP-Entwurf eine Spreizung für das Gesamtziel von 1,7 
zugrunde (5.2.7 Z Tabelle). Dies ist aus Sicht der Planungsregion Nordthüringen nicht 
akzeptabel! Analog zu den anderen neuen Bundesländern Sachsen und Brandenburg ist 
deshalb deren Ansatz der Gleichverteilung, sprich in Thüringen jeweils 2,2 % für die 
Planungsregionen, eine für Nordthüringen umsetzbare Variante (vgl. Artikel 25 
'Änderung des Landesplanungsgesetzes' des Gesetzes begleitender Regelungen zum 
Doppelhaushalt 2023/2024 (Haushaltsbegleitgesetz 2023/2024 - HBG 2023/2024) vom 
20. Dezember 2022 des Freistaates Sachsen: ...). 
Auch die Form der Umsetzung über ein Gesetz im Landtag und nicht über das LEP, dessen 
Fortschreibungsprozess noch einige Zeit in Anspruch nehmen wird, sollte erwogen 
werden, denn bis zum Abschluss der LEP-Fortschreibung haben die Regionalen 
Planungsgemeinschaften keine belastbare Grundlage, welchen Wert sie als regionales 
Teilflächenzwischenziel bzw. —endziel zugrunde legen sollen. 
Der Bund hat bei seiner quotalen Verteilung der Zielvorgaben an alle Flächenbundesländer 
eine Vorgabenspreizung um den Faktor 0,4 nicht überschritten. Mindestens ein analoges 
Vorgehen fordert die Regionale Planungsgemeinschaft Nordthüringen auch in Thüringen. 
Eine Gleichverteilung oder auch eine maximale Spreizung wie benannt von 0,4 würde der 
Planungsregion Nordthüringen eine realistische Chance einräumen, die Entwicklung der 
Windenergie weiter geordnet voranzubringen und die Akzeptanz beim Bürger zu erhalten.  

II  

Auszug  PV-Beschluss Nr. 38 / 02 / 2024 zum 1. Entwurf des LEP 2023:  

5.2 Energie 

Die Planungsgemeinschaft hat in der Stellungnahme zur Änderung des 
Landesentwicklungsprogramms Thüringen  (PV-Beschluss Nr.30/01/2023, 09.03.2023) zum 
Abschnitt 5.2 Energie bereits Einwendungen vorgebracht. Sämtliche Forderungen aus der 
Stellungnahme werden aufrechterhalten. Dies betrifft insbesondere die Herleitung des regionalen 
Teilflächengesamtziels für die Planungsregion Nordthüringen. 

5.2.6 Z 
In diesem Ziel werden die Flächenziele für die Vorranggebiete Windenergie aus dem WindBG 
festgestellt. Im LEP heißt es hierzu: 

„Die Verpflichtung zur Ausweisung der genannten Flächenbeitragswerte ergibt sich für den 
Freistaat Thüringen aus dem WindBG und steht nicht zur Disposition". 

Dies ist sachlich falsch. In der aktuellen Fassung des WindBG §7 Abs.4 heißt es hierzu: 

„Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz passt durch Rechtsverordnung die 
Flächenbeitragswerte in Anlage entsprechend an, wenn sich ein Land durch Staatsvertrag 
gegenüber einem anderen Land verpflichtet, mehr Fläche als gemäß § 3 Absatz 1 gefordert 
(Flächenüberhang) für die Windenergie an Land bereitzustellen und diesen Staatsvertrag dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz bis zum 31. Mai 2024 unter Bezifferung des 
Flächenüberhangs in Quadratkilometern übermittelt, es sei denn, der Staatsvertrag ist zum 
Erreichen der Flächenbeitragswerte der vertragsschließenden Länder offensichtlich 
ungeeignet." 
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Folglich hätte für Thüringen die Möglichkeit bestanden, den Flächenbeitragswert zu reduzieren. 
Da in 5.2.7 Z (Satz 3) eine analoge Vorgehensweise für die Regionalen Planungsgemeinschaften 
vorgeschlagen wird, ist davon auszugehen, dass dem Plangeber diese Regelung bekannt war. 
In Anbetracht der in §7 Abs.4 festgelegten Frist zum 31. Mai 2024 und dem aktuellen 
Verfahrensstand ist eine Reduzierung des Flächenbeitragswertes fast nicht mehr umsetzbar. Es 
entsteht somit der Eindruck, dass der Plangeber eine Reduzierung der Beitragswerte nicht 
verfolgt bzw. die Frist bewusst hat verstreichen lassen. Ein Nichtaufgreifen dieser Regelung durch 
den Plangeber und nun eine Übertragung auf die untergeordnete Planungsebene kann objektiv 
nicht nachvollzogen werden. 

5.2.7 Z 
Die Regionale Planungsgemeinschaft Nordthüringen bringt seit Jahren den Ausbau erneuerbarer 
Energien für Thüringen nachhaltig voran. Dies ist auch im aktuellen Entwurf des Sachlichen 
Teilplanes Windenergie sichtbar, in dem 1,2% der Regionsfläche für Vorranggebiete 
Windenergie vorgesehen sind. Dies wird bereits jetzt seitens vieler Kommunen und Bürger als 
Belastung gesehen bzw. führt teilweise zu kompletter Ablehnung. Die Planungsregion bzw. 
gewisse Teilräume innerhalb der Planungsregion stoßen bereits an Grenzen einer verträglichen 
Entwicklung. Eine Regionalisierung der Flächenbeitragswerte, wie durch den LEP-Entwurf 
vorgesehen, mit 3,0 % als Gesamtziel (Zwischenziel 2,5 %) und damit über 11.068 ha 
(Zwischenziel 9.056 ha) für Nordthüringen, wird deshalb entschieden abgelehnt. 
In der Stellungnahme zum 1. Entwurf (vgl.  PV-Beschluss Nr.30/01/2023, 09.03.2023) wurde eine 
maximale Spreizung der Teilflächenziele von 0,4 % gefordert. Diese Spreizung würde der 
Planungsregion Nordthüringen eine realistische Chance einräumen, die Entwicklung der 
Windenergie weiter geordnet voranzubringen und die Akzeptanz beim Bürger zu erhalten. Eine 
solche Spreizung wurde auch analog auf Bundesebene angewandt, um eine verträgliche 
Entwicklung der einzelnen Bundesländer zu gewährleisten. Im derzeitigen Entwurf des LEP 
beträgt die maximale Spreizung 1,3 °A (vgl. 5.2.7 Z). Dies ist aus Sicht der Planungsregion 
Nordthüringen weiterhin nicht akzeptabel, was sowohl schriftlich als auch im Rahmen 
verschiedener Gespräche u.a. mit Ministerin Karawanskij mehrfach deutlich gemacht wurde, 
jedoch seitens des Freistaates im 2. Entwurf des Landesentwicklungsprogramms wiederum keine 
Berücksichtigung fand. In diesem Zusammenhang kann die jetzt in den Entwurf unter 5.2.7 Z 
aufgenommene Regelung, dass die Planungsregionen ihrerseits für eine interregionale 
Flächenkompensation sorgen können, nicht nachvollzogen werden. Da sämtliche Bemühungen 
der Planungsregion Nordthüringen zur Reduzierung des Flächenbeitragswertes auf ein 
raumverträgliches Maß vom Plangeber nicht aufgegriffen wurden bzw. keine Beachtung fanden 
und der Plangeber von der bestehenden Möglichkeit nach § 7 Abs. 4 WindBG wissentlich keinen 
Gebrauch macht (vg1.5.2.6 Z), wird aus Sicht der Planungsregion Nordthüringen die 
raumverträgliche Entwicklung der Region Nordthüringen durch den Plangeber nachhaltig 
verhindert (vgl. ROG §2 Abs.2 Nr.1, 2 ,4 ,5). 

Die Regionale Planungsgemeinschaft Nordthüringen lehnt die mit dem 2. Entwurf des LEP 
Thüringen vorgegebenen Teilflächenziele ab und fordert weiterhin, ausgehend von 2,2% 
für Thüringen, eine maximale Spreizung von 0,4% zwischen den Planungsregionen." 

Vor dem Hintergrund dieser Ausführungen wird auch deutlich, dass eine Vorgabe an die 
Planungsregionen, wie dies im LEP Thüringen 2025 noch der Fall war, als Mengenziel, dass alle 
Arten Erneuerbarer Energien einschließt, anstelle eines Flächenzieles aus Sicht der Regionalen 
Planungsgemeinschaft präferiert würde. Diesen Ansatz verfolgt die Planungsgemeinschaft seit 
ihrem Regionalen Energie- und Klimakonzept Nordthüringen aus dem Jahr 2011, das durch die 
Hochschule  Nordhausen  (damals Fachhochschule  Nordhausen)  erarbeitet wurde. 
Ebenso ist der Ausbau bzw. die Dimensionierung der Energienetze auf Grundlage einer 
Mengenvorgabe besser realisierbar. Auch eine Auswahl leistungsstärkerer Standorte anstatt 
mehr Standorten für die Umsetzung eines Flächenziels wäre nachhaltiger und flächensparender. 
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Die Regionale Planungsgemeinschaft Nordthüringen ist sich aber bewusst, dass die aktuellen 
bundesgesetzlichen Regelungen Flächenziele vorgeben und erarbeitet, wie bereits oben 
ausgeführt, zz. einen Planentwurf, der die Umsetzung dieser Vorgaben anstrebt. 
Unabhängig davon werden alle Aktivitäten der Landesregierung auf Bundesebene zur 
Anpassung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes (Umstellung der Flächen- auf Mengenziele, 
mindestens Reduzierung der Flächenziele für Thüringen) begrüßt und ausdrücklich unterstützt. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU zur Änderung des Thüringer Klimagesetzes sieht 
umfangreiche Maßnahmen zur laufenden Energiebedarfsermittlung und Prognose vor, allerdings 
fehlt eine verbindliche Regelung zur Festlegung von tatsächlichen Mengenzielen auf der Basis 
dieser Daten. Diese sollte ergänzt werden, damit sie von den betroffenen Planungsebenen 
gesteuert und umge etzt werden können. 
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BI Gegenwind im Kleinen Thüringer Wald  
 - Kiesweg 13 - 98553 Schteusingen 

Thüringer Landtag 
Ausschuss für Umwelt, Energie und Naturschutz 
Jürgen-Fuchs-Str. 1 
99096 Erfurt 

Per Mail an: poststelleetandtag.thueringen.de Schleusingen, am 27.06.2024  

Schriftliches Anhörungsverfahren gemäß §79 GO des Thüringer Landtags 

Betr. Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Klimagesetzes- Sicherer und bezahlbarer 
Energiemix in Thüringen und Irrweg Flächenziele beenden - Für einen sicheren und 

bezahlbaren Energiemix in Thüringen (Entschließungsantrag) 

Sehr geehrte Mitglieder im Ausschuss für Umwelt, Energie und Naturschutz des Thüringer 
Landtags, sehr geehrte Damen und Herren in der Landtagsverwaltung, 

vielen Dankfür die erneute Beteiligung im Anhörungsverfahren gemäß §79 der Geschäftsordnung 

(GO) des Thüringer Landtags (TLT) mit Schreiben vom 03.06.2024 

Unsere Bürgerinitiative „Gegenwind im Kleinen Thüringer Wald" kommt sehr gern Ihrer 
geschätzten Aufforderung zum Antrag - Gesetzentwurf der Fraktion der CDU — Drucksache 7/9654 
- nach und positioniert sich wie folgend: 

Die im Artikel 1 - §4 - Absatz 3 geplante Gesetzesänderung, welche die Kriterien der 
Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit und Umweltverträglichkeit an dem tatsächlichen 
Thüringer Energiebedarf orientieren, unterstützen wir vollumfänglich. 
Die ersatzlose Aufhebung des bisherig verankerten Flächenzieles zum Ausbau der Windenergie 
befürworten wir. 
Der neu in Absatz 3 eingefügte Satz "Dazu befördert die Landesregierung den Aufbau von 
Speichern und Verteilinfrastrukturen und trägt Sorge, dass deren Ausbau mit dem Ausbau der 
Erzeugungsmenge Schritt hält." ist im Interesse der Versorgungsicherheit der Bürger und der 
Wirtschaft. 
Sehr kritisch sehen wir jedoch grundsätzlich den hohen finanziellen Aufwand zum Aufbau der 
benötigten Speicherkapazitäten und sehen dies im Widerspruch zum in der Gesetzesvorlage 
formulierten Ziel eines bezahlbaren Energiemixes. 
Wir registrieren eine wettbewerbliche Benachteiligung der deutschen Wirtschaft und Industrie 
gegenüber ausländischen Mitbewerbern, welche sich z. T. in direkten Nachbarländern befinden. 



Auch durch diese Gesetzesvorlage wird an diesem Sachverhalt nichts geändert, dazu bedarf es 
genereller Neuorientierung der Energiepolitik ohne Tabus. 

Zu § 13 Thüringer Energiemonitoring, Fortschreibung. 

Wir unterstützen den neu gefassten Vorschlag auf Erstellung einer wissenschaftlichen Studie zur 
Prognose der Entwicklung des tatsächlichen Energiebedarfes. 
Allerdings sehen wir zum einen in einer beauftragten Studie des zuständigen Ministeriums durch 
Fremdanbieter die Gefahr einer Einflussnahme des Lobbyismus. 
Zum anderen erachten wir die fachliche Kompetenz des zuständigen Ministeriums für genügend 
ausgeprägt, so dass auch durch dortige Eigenerstellung der beabsichtigten Studie keine 
Zusatzkosten entstehen würden. 

Dem Entschließungsantrag der CDU-Fraktion 
„Erstes Gesetz des Thüringer Klimagesetzes -Sicherer und bezahtbarer Energiemix in 

Thüringen Irrweg Flächenziele beenden - Für einen sicheren und bezahlbaren Energiemix in 

Thüringen" stimmen wir lückenlos zu. 
Die Begründung des Antrags ist faktenbasiert und spiegelt die Interessen des Landes Thüringens, 
deren Bewohner und Gewerbetreibenden wider. 

Mit freundlichen .Gr'ü aus dem „Klelnen Thüringer Wald" 
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Thüringer Landtag 
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Jürgen-Fuchs-Straße 1 

99096 Erfurt 
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Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, unsere Nachricht vom Datum 

05. Juli 2024 

Stellungnahme: 

Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Klimagesetzes - Sicherer und bezahl- 

barer Energiemix in Thüringen und 

Irrweg Flächenziele beenden - Für einen sicheren und bezahlbaren Energiemix in 

Thüringen (Entschließungsantrag) 

    

  

Gesetzentwurf der Fraktion CDU 

- Drucksache 7/9654 und 7/9655- 

hier: Anhörungsverfahren gemäß §79 der Geschäftsordnung des Thüringer 

Landtages 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

    

    

    

    

    

    

  

     

     

das Thüringer Erneuerbare Energien Netzwerk (ThEEN) e. V. als Kompetenznetz-

werk und Innovationscluster für erneuerbaren Energien, Energiespeicherung, 

Energieeffizienz und Sektorenkopplung gibt hiermit zu dem oben genannten Ge-

setzentwurf und zum Entschließungsantrag die beigefügte Stellungnahme ab. 

Die Gesetzesänderung und den Entschließungsantrag zur Abschaffung des Flä-

chenziels für Windenergie im ThürKlimaG lehnen wir ab und empfehlen die Auf-

nahme der vom Bund vorgegebenen Thüringer Ziele. Den Ausbau des Monito-

rings befürworten wir. Die Begründung und Änderungsvorschläge zu den wei-

teren Punkten finden Sie auf den kommenden Seiten. 

Freundliche Grüße 

 (Geschäft 0hre'rin) 
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Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Klimagesetzes - Sicherer und bezahl-

barer Energiemix in Thüringen 

Mit dem Gesetzentwurf strebt die CDU an, das Windflächenziel für Thüringen aus 

dem Landesklimagesetz zu streichen. Mit dem Entschließungsantrag soll die 

Landesregierung außerdem angeleitet werden, sich für die Abschaffung der Lan-

desziele für Windflächen im Windflächenbedarfsgesetz des Bundes einzusetzen. 

Mit diesen Schritten soll ein Paradigmenwechsel hin zu einem „bedarfsgerechten" 

Ausbau erneuerbarer Energiequellen erfolgen. 

Der Energiebedarf des Landes soll mittels Prognosen ermittelt werden und in re-

gelmäßigen Abständen angepasst werden. Wie der Bedarf gedeckt werden soll, 

bleibt offen. Statt einer gezielten Förderung der Windenergie soll eine Reihe von 

Erneuerbaren-Technologien, konkret Photovoltaik, Biomasse, Wasserkraft und 

Geothermie, gleichberechtigt gefördert werden. 

Wir lehnen die bestehende  EE-Ausbausystematik in Thüringen und bundesweit 

aus den folgenden Gründen ab: 

1. Es widerspricht der Bundesgesetzgebung (Windenergieflächenbedarfsge-

setz- WindBG 2022). 

2. Mit der bestehenden Systematik der Windflächenziele wurde ein bundes-

weiter Konsens erzielt, vor dem Hintergrund von Einschätzungen aus Po-

litik, Wissenschaft und Wirtschaft, wie die Energiewende schnell und mit 

größtmöglicher Akzeptanzwahrung umgesetzt werden kann. In der bun-

desweit agierenden und renommierten Akademie für Raumentwicklung in 

der Leibniz-Gemeinschaft (ARL) setzen sich Forschende und Beschäftigte 

der Landes- und Regionalplanung intensiv mit der Flächensicherung für 

die Windenergie als „überragendes öffentliches Interesse" auseinander, 

und nehmen die Positivplanung (bisher war es eine Ausschlussplanung) 

als ebenenübergreifende Aufgabe und Gemeinschaftswerk wahr.1  Es gibt 

1  Vgl. httbs://wvvw.arl-net.de/de/blocüregionalplanung-%E2%80%93-webbereiterin-des-wIndenerale-

ausbaus,  abgerufen am 01.07.2024 
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die Erkenntnis in der ARL, dass  ca.  ein Drittel der ausgewiesenen Fläche 

aufgrund anderer Abwägungsgründe herausfällt. 

3. Eine derart tiefgreifende Umstellung bestehender Ausbau- und Planungs-

systeme würde einen erheblichen bürokratischen Mehraufwand, eine wie-

derum erneute Aufstellung von Regionalplänen sowie erneute Reibungs-

verluste vor allem beim Personal der Regionalen Planungsgemeinschaften 

mit sich bringen, die die Umstellung der Energieversorgung auf erneuer-

bare Energien nur verzögern würden, statt sie zu beschleunigen. Dabei 

kommen die Bemühungen um Erreichung der Klima- und Ausbauziele so-

wohl auf Landes- als auch auf Bundesebene ohnehin nicht schnell genug 

voran. 

4. Thüringen braucht stabile und verlässliche Rahmenbedingungen und 

Windenergieflächen in den nächsten fünf Jahren für den Umbau der Ener-

gieversorgung unserer Wirtschaftsunternehmen (sonst werden die Thü-

ringer Standorte und Arbeitsplätze dort unsicher) sowie beim Umbau der 

Fernwärmeversorgung bis 2040. Zur Sicherung von Arbeitsplätzen und 

Standorten sollte sich der Freistaat Thüringen, die Executive wie Legisla-

tive, verstärkt dafür einsetzen, dass Behördenentscheidungen von einem 

konstruktiven Genehmigungsgedanken geleitet werden und dafür ent-

sprechendes  Empowerment  umgesetzt wird. 

5. Die Ermittlung von zukünftigem Energiebedarf ist schwierig und immer 

mit Ungenauigkeiten und Unwägbarkeiten verbunden. Oft folgen Investi-

tionsentscheidungen von energieintensiven Unternehmen dem bereits 

Vorhandensein eines Angebots an günstiger Energie (vgl. INTEL, TESLA, 

...). Somit würde sich Thüringen einen Standortnachteil bei Neuansied-

lungen schaffen. Eine einseitige Ausrichtung auf den Energiebedarf im 

jeweiligen Bundesland kann zu Fehlentwicklungen führen, die sich schwer 

korrigieren lassen. 

6. Wir befürworten einen Mix aus allen erneuerbaren Energieträgern. Die Po-

tentiale der Energieträger wurden 2011 ermittelt und könnten ggf. aktu-

alisiert werden. Schon 2011 waren keine signifikant neuen Potentiale in 

der Wasserkraft und bei der Bioenergie ermittelt worden.2  Für die Wind-

energie liegt die Metastudie im Auftrag des TMUEN vor.3  Photovoltaik und 

2Vgl. https://umwelt.thuerincien.de/fileadmini001_TMUEN/Unsere_Themen/Energie/Erneuerbare_Ener-

qie/neue_enerqie_fuer_thueringen_kurzfassumpdf,  abgerufen am 01.07.2024 

3Vgl. httbs://umweItthueringen.de/fileadmin/001_TMUEN/Unsere_Themen/Eneraie/Erneuerbare_Ener-

qiej2021-04-12_Metastudie_Wind.pdf,  abgerufen am 01.07.2024 

www.theen-ev.de  
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Windenergie sind die kostengünstigsten Energieträger und ergänzen ei-

nander sehr sinnvoll aufgrund der klimatischen Veränderungen im Jah-

res- und Tagesverlauf. Die eine Technologie zulasten der anderen ver-

ringert auszubauen, würde erhebliche Auswirkungen auf die Deckung der 

Last im Jahresverlauf mit sich bringen und zu höheren Redispatch-Kosten 

und damit zu höheren Strompreisen führen. 

7. Die Entwürfe beziehen sich an mehreren Stellen auf das vermeintlich 

große Potenzial von Repowering, welches den weiteren Ausbau der Wind-

kraft obsolet mache. Dieses Potenzial wird allerdings nicht beziffert und 

es ist zweifelhalft, ob es ausreicht, um die Klimaziele ohne zusätzliche 

Windflächen zu erreichen. 

8. Der Ansatz einer bedarfsorientierten und auf Thüringen fokussierten 

Stromversorgung verkennt die technischen und wirtschaftlichen Zusam-

menhänge des deutschen Stromnetzes und des europäischen Stromhan-

dels. Er läuft den mit Experten ausgearbeiteten Konzepten für die 

deutschlandweite Energiewende zuwider und ist unpraktikabel. Er ver-

kennt darüber hinaus, dass Thüringen als Mitgliedsstaat der Bundesre-

publik Deutschland und der EU eine Einheit einer Solidargemeinschaft ist, 

die durch länderübergreifende Instrumente wie den Länderfinanzaus-

gleich und den Umsatzsteuerausgleich Ungleichheiten und Benachteili-

gungen ausgleicht. In der Energieversorgung würde eine Ausrichtung des  

EE-Ausbaus auf Länderbedarf Ausgleichsmöglichkeiten unterlaufen. 

9. Die Entwürfe sprechen in der Begründung an mehreren Stellen von Ver-

siegelung durch Windkraft. Versiegelungseffekte durch Windenergie sind 

minimal und auch nicht mit der Versiegelung durch Straßen und Park-

plätze vergleichbar, da die Oberfläche des Bodens trotzdem genutzt wer-

den kann und die Wasseraufnahmefähigkeit der Böden nicht beeinträch-

tigt wird. Die größten Versiegelungsaktivitäten in Deutschland finden laut 

Umweltbundesamt im Siedlungs- und Verkehrsbereich statt.4  

Zusammengefasst lehnen wir ab 

1- Die Ergänzung §4 Abs. 1 Satz 3 aus den o. g. Gründen und da diese For- 

mulierung die Zielstellung implizieren kann, den Ausbau zu hemmen. 

4  Vgl. huns://www.umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-oekosysteme/boden/bodenversie-

nelung#bodenversiegelung-in-deutschland,  abgerufen am 01.07.2024 

wvvvv.theen-ev.de  
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2- Die Streichung des §4 Absatzes 2 Satz 2 aus o. g. Gründen. Dieser Satz 2 

muss an die Anlage zu § 3 Abs. 1 WindBG angepasst werden in: „Für die 

Nutzung der Windenergie werden dazu bis 2027 1,8 % und bis 2032 2,2 % 

der gesamten Landesfläche bereitgestellt." 

Die Änderung des § 4 Abs. 3 begrüßen wir teilweise und haben folgende Positi-

vergänzung: 

Die Ergänzung: „Dazu befördert die Landesregierung den Aufbau von Speichern 

und Vertellnetzinfrastrukturen im Sinne einer integrierten Netzplanung". Da be-

steht dringender Handlungsbedarf, siehe auch Stakeholderprozess „NET.WORK 

Integrierte Netzplanung Thüringen".5  

Den vorgeschlagenen Teilsatz „..., dass deren Ausbau mit dem Ausbau der Er-

zeugungsmenge Schritt hält" lehnen wir ab, da die Gefahr besteht, dass Kommu-

nen im Transformationsprozess abgehängt werden. Die Integrierte Netzplanung 

ist dafür das geeignetere Instrument. Eine stärkere Abstimmung der Leitungsge-

bundenen Infrastrukturplanung mit der Raumordnung ist notwendig. 

Zu Änderungen des § 13 

Die Änderungen an §13 scheinen sehr auf Energie zu fokussieren, womit jedoch 

der bestehende §13  (Monitoring  & Fortschreibung) in Teilen verloren geht. Dieser 

ist aber notwendig, da bisher noch kein Monitoringbericht vorliegt. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung wird eine Vereinheitlichung mit dem Bundes-

Klimaschutzgesetz in der Berichterstattung etabliert, das befürworten wir im 

Sinne der Vergleichbarkeit. 

Ein jährlicher Monitoringbericht zum Fortschritt des Transformationsprozesses 

wird befürwortet und sollte die Betrachtung aller Sektoren hinsichtlich der Ziele 

bis 2030 enthalten, an dem Handlungsempfehlungen abgeleitet werden. 

Auch eine fünfjährige Prognose zum Monitoringfortschritt ist empfehlenswert. 

Dabei sollten ein Bezug zur Raumordnung bei der Ermittlung und Definition von 

Schwerpunkträumen Leistungs- und Energiebedarfen erfolgen und diese in re-

gionalen / lokalen Schwerpunkträumen für Leistungsbedarfe Erzeugung/Last zur 

Erleichterung der Netzplanung visualisiert werden. 

5  Vgl. https://www.network-thueringemdei,  abgerufen am 01.07.2024 

www.theen-ev.de  
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In Abs. 4 irritiert die Festlegung auf spezifische Erneuerbare Energien. Hier er-

scheint ein Andocken an umfassendere Listen (wie bspw. das WPG, dort Begriffs-

definition der  EE)  sinnvoller. Mit der vorgeschlagenen abschließenden Aufzäh-

lung werden bestimmte Potentiale (u. a. Gewässerthermie, Abwasser-Wärme, 

unvermeidbare Industrie-Abwärme) nicht in der Bilanzierung berücksichtigt. 

Die Unterrichtung der Öffentlichkeit sollte auch für den neuen Abs (3) im § 13 

vorgesehen werden. Geeignet sind in beiden Fällen (Abs. 3 & 4) sowohl Berichts-

unterlagen als auch offene Geodaten zur Nutzung in weiteren Planungen. In die-

sem Zusammenhang ist eine räumliche Gliederung z.B. nach Planungsregionen 

sinnvoll, um Ausbau-Unterschiede sichtbar und nachvollziehbar zu machen. 

Insgesamt befürworten wir eine Ergänzung des ThürKlimaG um explizite Aspekte 

zu Strom. Auch ein Berichtswesen zu THG-Bilanz und  EE-Ausbau wird begrüßt 

soweit es öffentlichkeitsfreundlich veröffentlicht wird (Geodaten, verständliche 

Berichtssprache, gendersensible Sprache). 

Wir sehen aber insbesondere die grundlegende „Orientierung am tatsächlichen 

Bedarf" als verstecktes Verhinderungsargument im dringend notwendigen Fort-

schritt des Thüringer Transformationsprozesses. 

Generell weisen wir darauf hin, dass eine größere Akzeptanz für die Transforma-

tion im Energiesystem erreicht werden kann, wenn verstärkt Ansätze für Kombi-

kraftwerke z.B. aus Wind und Solar auf „gleichen" Flächen als Kraftwerk unter-

stützt werden und dies in der Flächenbereitstellung stärker berücksichtigt wird, 

da sich beide Energieformen im Dargebot optimal ergänzen. Zudem ist der ver-

stärkte Einsatz Thüringens im Bund für die rechtlichen Regelungen des Energie-

sharing,  d. h. der gemeinschaftlichen Stromerzeugung und -verbrauch im räum-

lichen Zusammenhang dringend zu empfehlen, um Konflikte zu mindern. 

Erfurt, 05.07.2024 

Der Vorstand 

wvvvv.theen-ev.de  
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Solarinput e.V. • Gustav-Tauschek-Straße 2. D-99099 Erfurt 

SolarInput e.V. 

Geschäftsstelle 
Gustav-Tauschek-Straße 2 
0-99099 Erfurt 

Thüringer Landtag 

Ausschuss für Umwelt, Energie und Naturschutz 

Jürgen-Fuchs-Straße 1 

99096 ERFURT 

Erfurt, den 02. Juli 2024 

Betrifft: Schriftliches Anhörungsverfahren zur Änderung des ersten Gesetzes des Thüringer 

Klimagesetzes - Sicherer und bezahlbarer Energiemix in Thüringen und Irrweg Flächenziele 

beenden 

Sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses für Umwelt, Energie und Naturschutz des Thüringer 

Landtags, 

hiermit erhalten Sie die Stellungnahme des SolarInput e.V. zum schriftlichen Anhörungsver-

fahren zur Änderung des ersten Gesetzes des Thüringer Klimagesetzes — „Sicherer und be-

zahlbarer Energiemix in Thüringen" und „Irrweg Flächenziele beenden" inklusive der Anlage 

4 „Formblatt zur Datenerhebung nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdoku-

mentationsgesetzes". 

Wir hoffen Sie mit unserer Stellungnahme in Ihrem Bestreben zu Gesetzesänderung unter-

stützen zu können und möchten Sie bitten uns nach Erhalt der Dokumente eine Bestätigung 
per E-Mail zukommen zu lassen. 

Mit freundlichen Grüßen,  

Vorstandsvorsitzender  Solarinput  



olarInput 

Solarinput e.V. • Gustav-Tauschek-Straße 2. D-99099 Erfurt 

Thüringer Landtag 

Ausschuss für Umwelt, Energie und Naturschutz 

Jürgen-Fuchs-Straße 1 

99096 ERFURT 

SolarInput e.V. 

Geschäftsstelle 

Gustav-Tauschek-Straße 2 
D-99099 Erfurt 

Erfurt, den 02. Juli 2024 

Betrifft: Schriftliches Anhörungsverfahren zur Änderung des ersten Gesetzes des Thüringer 

Klimagesetzes - Sicherer und bezahlbarer Energiemix in Thüringen und Irrweg Flächenziele 

beenden 

Sehr geehrte Mitgliederinnen, sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses für Umwelt, Energie 

und Naturschutz des Thüringer Landtags, 

vom ThEEN wurde uns Ihre Aufforderung zur schriftlichen Stellungnahme zur Änderung des 

Thüringer Klimagesetzes übermittelt. Der SolarInput ist der Interessenverband der solaren 

Stromerzeugung in Thüringen und arbeitet seit mehr als 20 Jahren an deren Weiterentwick-

lung, Anwendung und Verbreitung. In den letzten zehn Jahren hat sich diese Technologie ra-

sant entwickelt und gemeinsam mit dem Wind sind dies jetzt unsere Stützen gegen den Kli-

mawandel. 

Unsere Stellungnahme: 

1. Gesetzentwurf zur Änderung des Thüringer Klimagesetzes — Sicherer und bezahlbarer 

Energiemix in Thüringen 

Der Gesetzentwurf sieht den Einbau von Stromspeichern und Ausbau der Stromver-

teilstruktur vor, um die Klimaziele zu erreichen. Der Solarinput e.V. unterstützt die 
Änderungen zum Artikel 1 § 4. 

Weiterhin definiert der Gesetzentwurf im Artikel 1 § 13 das notwendige  Monitoring  

zur Erreichung der Ziele für den Energiebedarf auf jährlicher Basis und Abgleich mit 

den Prognosen. 

Das derzeit gültige Klimagesetz enthält lediglich Werte zur Minderung der Treibhaus- 

gasemission bis 2030 (65%) und Treibhausgasneutralität bis 2045. Erforderlich sind 

jährliche Plan/Ist-Vergleiche von erzeugtem erneuerbarem Strom zur geplanten  EE- 



Stromerzeugung um das Klimaziel zu erreichen. Der SolarInput e.V. befürwortet das 

detaillierte  Monitoring  des erzeugten Stroms, aufgeteilt nach Photovoltaik, Wind, So-

larthermie, Bioenergie, Wasserkraft und Geothemie unter Einbeziehung der Strom-

netze, Speicher, Sektorenkopplung, Power to X und Aufbau der Wasserstoffwirt-

schaft. 

2. In Anlage 3 wird beim Antrag der Fraktion der CDU zum Klimagesetz der „Irrweg Flä-

chenziele beenden — Für einen sicheren und bezahlbaren Energiemix in Thüringen" 

im Wesentlichen die Windenergie behandelt. 

Die bisher verwendeten Flächenziele beim Ausbau der Windenergie werden abge-

lehnt und stattdessen erzeugte Strommengen gefordert. Der Solarinput e.V. stimmt 
diesem Vorschlag zu, weist aber darauf hin, dass dadurch nicht mehr erneuerbarer 

Strom gewonnen wird. 

Aus Sicht des SolarInput ließen sich hingegen deutliche Steigerungen an erneuerba-

rem Strom gewinnen, wenn Solarstrom auf Ackerflächen gewonnen wird (Agri-Photo-

voltaik). Bei gleichzeitiger Stromgewinnung und Schutz der Pflanzen vor Starkregen, 

Hagelschlag, Sonnenbrand, Spätfrosten sowie Trockenheit kann die Erzeugung von 

Nahrungsmitteln mit geringfügigen Einbußen oder Höhererträgen durchgeführt wer-

den. An dieser Technologie wird weltweit gearbeitet und der SolarInput e.V., gemein-

sam mit der Fachhochschule Erfurt, arbeitet seit mehreren Jahren an diesem Thema. 

Im Jahre 2022 wurde im Auftrag des Umweltministeriums eine Potentialstudie vom 

SolarInput, gemeinsam mit der Fachhochschule Erfurt, Frau Professorin Wydra, 

durchgeführt und für die Ackerflächen in Thüringen ein hohes Solarstrom-Potential 

von 450 GWp/Jahr ermittelt. Ein geringer einstelliger Prozentsatz der gesamten Flä-

che würde genügen, um den benötigten Strom für das Erreichen der Klimaziele zu er-

reichen und die Erzeugung von Nahrungsmitteln in Deutschland zu sichern. 

Wir weisen an dieser Stelle auch darauf hin, dass bereits im letzten Jahr in einem 

mündlichen Anhörungsverfahren des Thüringer Landtags am 19. Oktober 2023 (Vor-

lage 7/3753) Frau Professorin Kerstin Wydra, Stellvertretende Vorsitzende des Solar-

Input e.V., die zukunftsweisenden Vorteile der  Agri-PV  erläutert hat und, im Einklang 

mit dem SolarInput e.V., eine rasche Einführung dieser bedeutenden Technologie for-

derte. Die bisher erzielten Fortschritte sind jedoch nicht ausreichend und müssen 

cjeutlic beschleunigt werden.  

Vorstandsvorsitzender Solarinput Stellv. Vorstandssitzende 
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Thüringer Bauernverband e.V. (TBV)I Landesgeschäftsstelle I  Alfred•Hess-Straße 8 99094 Erfurt 

Thüringer Landtag 
Ausschuss für Umwelt, Energie und Naturschutz 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

Stellungnahme zum ersten Gesetz zur Änderung 
des Thüringer Klimagesetzes 

Thüringer 

ve 13atICITIrband e.V. 

Stellv. Hauptgeschäftsführer 

Internet 
www.lbv-erfurt de  

Twitter: 
@BadernverbandTH 

Erfurt, 10.07.2024  

Sehr geehrte Vorsitzende, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

wir danken für die Möglichkeit einer Stellungnahme zum ersten Gesetz zur Änderung des 
Thüringer Klimagesetzes — Sicherer und bezahlbarer Energiemix in Thüringen sowie zum 
Entschließungsantrag Irrweg Flächenziel beenden — Für einen sicheren und bezahlbaren 
Energiemix in Thüringen. 

Es ist richtig und wichtig, Speicher und Verteilnetze mitzudenken und im Klimagesetz zu 
verankern. Im Entwurf (Art. 1 Nr. 1 c) wurde zutreffend als Ergänzung vorgesehen, dass der 
Ausbau von Speichern und Verteilnetze mit dem Ausbau der Erzeugungsmenge Schritt halten 
muss. Insofern macht es auch Sinn, in § 13 ThürKlimaG ein Energiemonitoring einzuführen, 
dass als Basis eben diesen Ausgleich erfordert - ohne entsprechende Datengrundlage ist kein 
Gleichlauf möglich und nur durch ein  Monitoring  kann man überprüfen, ob das Ziel erreicht 
wird. 

Mit freundlichen Grüßen 

Stellv. Hauptgeschäftsführer  

Der Thüringer Bauernverband e. V.  Is(  eingetragener Interessenvertreter im Lobbyregister des Deutschen Bundestages. Hinsichtlich der Angaben nach § 3 Abs. 1 Nummer 
6 his 8 LobbyRG wurde von der Möglichkeit der Auslassung nach § 3 Abs. 2 LobbyRG Gebrauch gemacht. Grundlage seiner Interessenvertretung Ist der Verhaltenskodex 
für Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter im Rahmen des Lobbyregistergesetzes. 
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Thüringer Landtag
Ausschuss für Umwelt, Energie

und Naturschutz

Jürgen-Fuchs-Straße 1

99096 Erfurt

Den Mitgliedern des

AfUEN

Thüringer Landtag
Zuschrift

7/3799

zu Drs. 7/9654-korr.F.-/9655
8, Juli 2024

Stellungnahme der Thüringer Industrie- und Handelskammern zum

Entschließungsantrag - Drucksache 7/9655 und dem Gesetzentwurf - Drucksache

7/9654 „Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer KIimagesetzes - Sicherer und

bezahlbarer Energiemix in Thüringen" der CDU - Fraktion vom 29.05.2024.

Anhörung gemäß § 79 Geschäftsordnung des Thüringer Landtages vom 03.06.2024.

Sehr geehrte Damen und Herren, werte Ausschussmitglieder,

unsere Stellungnahme zu oben genanntem Entschließungsantrag und dem dazugehörigen

Gesetzentwurf basiert auf den Rückmeldungen der Thüringer Unternehmen, welche uns bis

zur Abgabefrist erreicht haben, sowie auf energiepolitischen Standpunkten der IHKs und der

DIHK. Falls uns noch weitere Meinungen erreichen, welche nicht in unserer Stellungnahme

berücksichtigt wurden, werden wir diese ergänzen.

Die Thüringer IHKs unterstützen den vorgelegten Entschließungs- und den

dazugehörigen Geseüresantrag in seiner aktuellen Fassung nur bedingt. Wir halten die

vollständige Abkehr vom Windkraft-Flächenziel für falsch. Stattdessen plädieren wir für ein

ergänzendes Leistungsziel, welches die installierte Gesamtleistung zusätzlich festlegt. Ist

diese Leistung erreicht, wird das Flächenziel aufgehoben. Aus unserer Sicht berücksichtigt

eine solche Ergänzung den technischen Fortschritt und fördert weitere Innovationen. Darüber

hinaus kann sie zur verbesserten Akzeptanz von Windkraftanlagen beitragen.

IHK Erfurt l Tel. 0361 3484-0
Arnstädter Straße 341 99096 Erfurt
E-Mail; lnfo@crfurt.lhk.dc
Internet: www.erfurt.lhk.dc

IHK Ostthürlngen zu 6era | Tel. 036B 8553-0
Gaswerkstraße 23 l 07546 Ocra
E-Mall: lnfo@gera.ihk.de
Internet: www.gera.ihk.de

IHKSadthllringcn | Tel. 03601 362-0
BahnhofstraOe 4-8 | 98527 Suht
E-Mall; lnfo@suhl.lhk.dc
Internet: www.suhl.lhk.de



Unsere Begründung im Einzelnen:

1. zu Flächenziel und Leistungsziel:

Die Vorgabe, welchen Flächenanteil die einzelnen Länder für Windkraft bereitstellen müssen,

ist im Windenergieflächenbedarfsgesetz-WindBG §3 festgelegt. Diese Regelung des Bundes

sorgt bei den für die Umsetzung in den Ländern zuständigen Ministerien sowie den regionalen

Planungsgemeinschaften für Planungssicherheit. Sie schafft einen gewissen Ausgleich

zwischen den Ländern und verhindert die Ungleichbehandlung einzelner Regionen. Zudem

sind Windenergieanlagen, insbesondere Windparks, raumbedeutsame Anlagen, die zwingend

in der Raumplanung berücksichtigt werden müssen, um geeignete Flächen zur Verfügung

stellen zu können. Ein Leistungsziel stellt für uns eine sinnvolle Ergänzung dar. Damit ließe

sich der Flächenverbrauch begrenzen und im besten Fall die Akzeptanz gegenüber

Windenergieanlagen steigern. Die Entscheidungshoheit liegt jedoch beim Bund, und die

Länder haben lediglich Einfluss über eine Bundesratsinitiative.

2. zum Gesetzesantrag ThürKlimaG § 4 Absatz 1 Satz 3

Wir lehnen die vorgeschlagene Ergänzung im Gesetz ab, die Maßnahmen nach ThürKlimaG

nach Kriterien wie Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit und Umweltverträglichkeit

ausschließlich auf Landesebene zu betrachten. Die Energieversorgung ist eine

länderübergreifende Aufgabe, um ein ausreichendes Maß an Versorgungssicherheit zu

gewährleisten. Im Zuge der Energiewende ist sie zunehmend zu einer europäischen,

staatenübergreifenden Aufgabe geworden. Das europäische Verbundnetz sorgt im

Stromsektor für einen Ausgleich und stellt ausreichend Strom in allen Mitgliedsstaaten bereit.

Daher ist es nicht sinnvoll, sich ausschließlich auf den Freistaat Thüringen zu konzentrieren

und eine mögliche Angleichung von Energieerzeugung und -verbrauch im Land anzustreben.

Dies würde aufgrund der zusätzlich benötigten Kapazitäten zur Sicherung der Versorgung zu

sehr hohen Kosten führen.

3. zum Gesetzes a n trag ThürKlimaG § 4 Absatz 2 Satz 2

Der Streichung stimmen wir zu, da die Flächenziele über das Windenergieflächenbedarfs-

gesetz - WindBG §3 auf Bundesebene festgelegt werden.

4. zum Gesetzesantrag ThürKlimaG § 4 Absatz 3

Die Förderung der Landesregierung beim Aufbau von Speichern und Verteilnetzinfrastrukturen

gehört als Maßnahme in die Integrierte Energie und Klimaschutzstrategie Thüringens und wird

dort in Maßnahme S-01 teilweise bereits adressiert,

5. zumGeseteesantragThürKlimaG§13

Aus unserer Sicht ist die bisherige Regelung ausreichend. Der im Entwurf enthaltene

Vorschlag führt zu einem höheren bürokratischen Aufwand für Unternehmen durch die

Bereitstellung von Daten und zu zusätzlichen Kosten im Landeshaushalt und wird daher

abgelehnt,
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Wir erwarten in Zukunft eine zunehmend veränderte Erzeugerstruktur, geprägt von einem

wachsenden Anteil erneuerbarer Energien. Um die daraus resultierenden Herausforderungen

zu bewältigen und die Qualität sowie die Versorgungssicherheit insbesondere im Stromsektor

weiterhin auf höchstem Niveau zu halten, bedarf es eines angepassten Transportnetzes.

Neue Leitungen und Kabel allein reichen nicht aus. Zusätzlich müssen digitale und

automatisierte Netzbetriebsmittel und Steuerungsprozesse, sowie eine vernetzte

Kommunikation zwischen Erzeugern und Verbrauchern integriert werden. Damit Netzbetreiber

dies wirtschaftlich umsetzen können, bedarf es geeigneter wirtschaftlicher und rechtlicher

Rahmenbedingungen. Die Umsetzung wird eine zentrale Aufgabe für die kommende

Landesregierung sein.

Wir bitten um Beachtung unserer Positionen und stehen Ihnen für weitere Gespräche gern zur

Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Hauptgeschäftsführerin

der Industrie- und Handelskammer Erfurt

im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft der

Thüringer Industrie und Handelskammern

Wer wir sind:
Unter dem Dach der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) agieren drei Thüringer Industrie- und
Handelskammern (IHKs) gemeinsam mit dem Ziel: Beste Bedingungen für erfolgreiches Wirtschaften.
In Thüringen setzt sich die LAG für die Interessen der gesamten gewerblichen Wirtschaft gegenüber
Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit ein.
Die rund 120.000 Thüringer Unternehmen aus Handel, Industrie und Dienstleitung sind gesetzliche
Mitglieder einer IHK-vom Kiosk-Besitzer bis zum Dax-Konzern. So sind die IHKs eine Plattform für die
vielfältigen Belange der Unternehmen. Diese bündeln wir in einem verfassten Verfahren auf gesetzlicher
Grundlage zu gemeinsamen Positionen der Wirtschaft und tragen so zum wirtschaftspolitischen
Meinungsbildungsprozess bei.
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Wald. Deine Natur. 

Landesvorsitzender 

Schutzgemelnschaft Deutscher Wald Landesverband  Thuringen  e.V. 

Otto-Schott-Platz 1, 07745 Jena 

Thüringer Landtag 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

           

Landesgeschäftsführerin 

         

      

       

           

Datum 

14.07.2024  

Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Klimagesetzes — Sicherer und bezahlbarer Energiemix in 
Thüringen und Irrweg Flächenziele beenden — Für einen sicheren und bezahlbaren Energiemix in 
Thüringen (Entschließungsantrag) 
Hier: Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 

Stellungnahme der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Thüringen e.V. (SDW) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

als anerkannter Naturschutzverband nach § 63 BNatSchG nimmt die SDW Thüringen zu o.g. 
Entschließungsantrag der Fraktion der CDU wie folgt Stellung: Wir können der Argumentation folgen, 
dass das Flächenziel für den Ausbau der Erneuerbaren Energien überdacht werden sollte, sofern die 
sich weiterentwickelnden Technologien wirklich zum Einsatz kommen und sich im Bereich der 
Windkraft durch das Repowering die erzeugte Energiemenge erhöht. 
Hieraus ergibt sich, wie in Punkt I, Nr. 4, beschrieben, die Notwendigkeit, Grundsätze, Vorgaben und 
Ziele für die gesamte Energieinfrastruktur, also auch den Speicher- und Netzausbau, zu formulieren. 
Wir möchten betonen, dass sich dies nicht nur auf die Energieerzeugung durch Windkraft, sondern auf 
alle Quellen von Erneuerbaren Energien bezieht, sodass wir Punkt I, Nr. 2, befürworten. 
Dennoch sehen wir eine Abkehr vom 2,2 Prozent-Flächenziel sehr kritisch. Mit der Ausweisung von 
Entwicklungsräumen zur Erzeugung von Erneuerbaren Energien, im speziellen der Windkraft, erhalten 
Wirtschaftsunternehmen die nötige Rechtssicherheit, um das Entwicklungspotential für regenerative 
Energieerzeugung in ausgewiesenen Gebieten zu erkennen und den Ausbau schließlich 
voranzutreiben. Unserer Meinung nach würde die Abschaffung des Flächenziels den Ausbau von 
Erneuerbaren Energien erschweren und verzögern. Selbstverständlich muss sich der Ausbau 
Erneuerbarer Energien am tatsächlichen Energiebedarf orientieren. Daher sprechen wir uns dafür aus, 
das Flächenziel von 2,2 Prozent höchstens um eine Bewertungsmatrix über den tatsächlichen oder zu 
erwartenden Energiebedarf zu ergänzen. 

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Thüringen e.V. 

Otto-Schott-Platz 1. 
07745 Jena 
Steuernummer: 157/142/09490 

AG Jena VR 231788  

Tel.: (01520) 3959293 
Web: www.sdwdhueringen.de  

InfoPsdw-thuerineen.de  

Anerkannter Verband  oath  dem 
Bundesnaturschutzgesetz / Bund 
zur Förderung der Landespflege 
und des Naturschutzes 



Die Abkehr von der Nutzung Fossiler Energieträger kann nur über den Ausbau Erneuerbarer Energien 
gelingen. Durch das Flächenziel und einer Ausweisung von Vorranggebieten wird eine gute Planbarkeit 
erreicht, die es energieerzeugenden Unternehmen ermöglicht, die Potentiale von Gebieten zu 
erkennen. Rechtssicherheit schaffen hierbei ausgewiesene Gebiete abgeleitet von den Flächenzielen, 
Effektivität und Nutzen würde über den Einbezug des tatsächlichen Energiebedarfs in der 
Gesetzgebung erreicht werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Landesgeschäftsführerin 
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TEAG Thüringer Energie AG • Postfach 90 01 32 . 99104 Erfurt 

Thüringer Landtag 

Ausschuss für Umwelt, Energie und Naturschutz 

Jürgen-Fuchs-Str. 1 

99096 Erfurt 

in Zusammenarbeit mit: 

Windkraft Thüringen GmbH & Co. KG 
Schwerborner Straße 30, 99087 Erfurt 

d kraft 
TH UR ING EN  

TEN  Thüringer Energienetze GmbH & 
Co. KG Schwerborner Straße 30, 99087 
Erfurt 

Thüringer 
Energienetze 

TEAG Thüringer Energie AG 
Schwerborner Straße 30 
99087 Erfurt 
www.teag.de  

15. Juli 2024 

Ihre Anfrage vom 3. Juni — Erstes Gesetz zur Änderung Thüringer Klimagesetz und 

Entschließungsantrag Irrweg Flächenziele beenden (Drucksachen 7/9654 u. 7/9655) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

diese Stellungnahme wurde gemeinsam mit 14 Thüringer Stadtwerken, der Windkraft 

Thüringen GmbH & Co. KG (WKT) sowie auch im Auftrag unserer Verteilnetzgesellschaft  
TEN  Thüringer Energienetze GmbH & Co. KG erarbeitet, welche ebenfalls von Ihnen als 
Anzuhörende angeschrieben wurde. 

Ihrer Empfehlung folgend, beziehen wir uns bei unserer Stellungnahme auf die Struktur 
des zu konsultierenden Gesetzesentwurfes bzw. des Entschließungsantrages und nehmen 
zu nachfolgenden konkreten Abschnitten Stellung: 

1. zur Drucksache 7/9654, Seite 3, dort zu a) Ergänzung § 4 Absatz 1 Satz 3:  

Die Ergänzung, dass die Maßnahmen und Planungen u. a. auch an der Entwicklung des 

tatsächlichen Thüringen Energiebedarfes orientiert werden ist nachvollziehbar. 

2. zur Drucksache 7/9654, Seiten 3/4, dort zur Änderung § 13 die Absätze 2, 3,4:  

Damit im Zusammenhang ist die im 5-jährigen Turnus vorgeschlagene Aktualisierung vor 
allem von Prognosen zur Entwicklung des Energiebedarfes und des damit 
zusammenhängenden Ausbaupfades der erneuerbaren Energien in Thüringen auch aus 
unserer Sicht zu empfehlen und durch entsprechende Studien fortzuführen. Wir 

empfehlen, die Erstellung dieser Studien unbedingt durch die Bildung eines Fachbeirates 
zu begleiten. Dieser Fachbeirat sollte sich aus Thüringer Experten zusammensetzen, die 
die Validität von Ansätzen, bspw. für die Prognoseerstellung, bewerten. Dies trägt zu 
einem guten und vor allem auch anerkannten Studienergebnis bei. Uns ist bekannt, dass 
das zuständige Thüringer Fachministerium TMUEN bereits eine derartige Studie 

beauftragt hat, deren Zwischenergebnisse auch in einem Fachbeirat des Ministers 
vorgestellt werden. Diese Praxis sollte fortgeführt werden. 
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3. zur Drucksache 7/9654, Seite 3, dort zu b) Aufhebung § 4 Absatz 2 Satz 2:  

Einer ersatzlosen Streichung des 1 %-Flächenziels für Wind stehen wir kritisch gegenüber. 
Auf Seite 5 des Gesetzesentwurfes wird der Ersatz des zu streichenden Flächenziels für 
Wind durch ein einzuführendes Erzeugungsmengenziel begründet, mit dem Hinweis, dass 

neue Anlagen mehr Ertrag pro Fläche erzielen. Richtig ist, der planerische Flächenbedarf 
in Hektar pro Gigawattstunden-Jahresproduktion ist mit dem technischen Fortschritt 
gesunken, da moderne Anlagen höher, größer und steigende Vollast-Benutzungsstunden 

aufweisen. Wir empfehlen dennoch, kein Erzeugungsmengenziel sondern die 
Beibehaltung von Flächenzielen. In der Regional-Entwicklungsplanung kann man mit 

Energiemengen wenig anfangen, denn diese sind immer in einen raumplanerischen 
Bedarf umzurechnen, der hier die notwendige Vereinnahmung von Fläche durch Energie-
Infrastrukturen beschreibt. Gern weisen wir in dem Zusammenhang auch darauf hin, dass 
bei Flächenbedarf für Windenergie immer die planerischen Flächen (incl. 
sicherheitsrelevanter Abstand zwischen Windenergieanlagen) gemeint ist; die tatsächlich 

invasiv genutzte Fläche (für Fundament oder Rotorüberflug) ist dabei wesentlich kleiner. 
Wir schlagen vor, Flächenziele und die Erreichung derer beizubehalten, allerdings diese 
entsprechend anzupassen, wenn die o. a. periodische Aktualisierung der 
Energiebedarfsprognosen und der technische Fortschritt im Anlagendesign von 
Windkraftanlagen dies begründen. 

4. zur Drucksache 7/9654, Seite 3, dort zu c) Ergänzung § 4 Absatz 3:  
Die vorgeschlagene Ergänzung im Thüringer Klimagesetz, den Aufbau von Speichern und 
Verteilnetzinfrastruktur durch die Landesregierung zu fördern, befürworten wir 
ausdrücklich. Es ist wichtig, dass für den bevorstehenden Netzausbau Regelungen 
geschaffen bzw. geschärft werden, um im Gleichschritt mit dem Ausbau von erneuerbaren 
Energien auch die notwendige Netzinfrastruktur zu errichten. Dies muss bereits bei der 
regionalplanerischen Ausweisung von Vorrangflächen berücksichtigt werden, indem hier 
gleich die notwendigen Flächen für Freileitungen, Umspannwerke und Begleitanlagen 
verbindlich und genehmigungssicher mit einzuplanen sind. Hierzu wurden durch uns u. a, 

auch im aktuellen  Stakeholder-Projekt „NETWORK"-Integrierte Netzplanung Thüringen, in 
dem wir auch mit Vertretern von Thüringer Fachministerien und Behörden sowie den 

regionalen Planungsverbünden in einen entsprechenden Dialog getreten sind, erste 
Vorschläge erarbeitet, die wir gerne auf Nachfrage weiter erörtern können. 

Wichtig ist auch, dass auch die Entwicklung des Stromverbrauches in Thüringen nach wie 
vor Netzausbau erfordert, welche in Konkurrenz zum Erzeugungspark-getriebenen 

Netzausbau stehen, da sie die gleichen Planungs- und Baukapazitäten beanspruchen. So 
kommt es in Thüringen zunehmend zu teils erheblichen Lasterweiterungen von Gewerbe-
und Industriekunden mit entsprechender Erweiterung der Netzanschlusskapazitäten, um 
diese künftig mit mehr Grünstrom für eine CO2-neutrale Produktion zu versorgen. 
Regional sind immer auch nur eine bestimmte Anzahl von Netzausbaumaßnahmen 
gleichzeitig durchführbar, um die Versorgungsstabilität des Netzes nicht zu 

beeinträchtigen. 

Ein energie- und marktwirtschaftlich bisher ungelöstes Thema ist die Speicherung der 
bereits mit einer bilanziellen Eigenversorgung zwangsläufig einhergehenden zeitweiligen 
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Energie- und Leistungsüberschüsse. Zum heutigen Zeitpunkt wird das Ein- und 
Ausspeiseverhalten von Speichern hauptsächlich durch den Regelleistungs- und Kurzzeit-
Strommarkt bestimmt. Demzufolge dienen Speicher zwar der Versorgungssicherheit, aber 
nicht primär zur Entlastung der Stromnetze. Wichtig für das Energiesystem der Zukunft 

sind Speichertechnologien, die auch einen saisonalen Ausgleich ermöglichen. Das scheint 
nach aktuellem Stand der Technik nur durch Sektor-Kopplung ins Gasnetz (z. B. 
Wasserstoffelektrolyse) und Verwertung sowie Rückverstromung, in Zeiten wo die Sonne 

nicht scheint und der Wind nicht weht (Dunkelflaute), möglich. Die TEAG übernimmt 
derzeit Anstrengungen, um bspw. Gasspeicher für die Nutzung von Wasserstoff 
vorzubereiten. Diese Aktivitäten, denen auch seitens der Thüringer Landesregierung mehr 
Beachtung und Beförderung geschenkt werden sollte, können wir gerne auf Nachfrage 
weiter erörtern. 

5. zur Drucksache 7/9654, Seite 5/5, Begründung zu 1.. Absatz 2, Satz 2:  
Richtig ist: Ein Repowering alter Anlagen führt zu mehr Ertrag und der resultierende 
Flächenbedarf pro erzeugter Gigawattstunde (GWh) sinkt, denn neue Anlagen haben 
größere Ertragsflächen durch größere Rotoren und mehr Vollbenutzungsstunden durch 

eine nunmehr größere Anlagenhöhe mit laminareren Windverhältnissen als vorher. 

Die Berücksichtigung von Flächen bestehender Windparks für Repowering ist auch unter 
dem Aspekt der weiteren Nutzung eigens dafür errichteter Netzinfrastruktur definitiv zu 
unterstützen. Durch die Nutzung bereits vorhandener Infrastruktur werden Eingriffe zur 
Errichtung neuer Infrastrukturen (Zuwegung, Netzanschlüsse) vermieden bzw. reduziert. 
Dabei ist jedoch zu beachten, dass dies nicht zwangsläufig immer zur Vermeidung von 
Netzverstärkungen führt. Aufgrund der technologischen Entwicklung der 
Windenergieanlagen kann es vorkommen, dass im Zuge des Repowerings an 
bestehenden Standorten weniger Anlagen mit insgesamt höherer Erzeugungsleistung 
aufgestellt werden. Werden vorhandene Flächen dann auch noch arrondiert, kommt es 
auch zum Netzanschlussbegehren deutlich höherer Anschlussleistungen als vorher. 

An Standorten, an denen sich bereits seit mehreren Jahren Windenergieanlagen 

befinden, ist auch die Akzeptanz verbreiteter als andernorts. Diesen Standortvorteil 
sollte auch der Gesetzgeber aufgreifen und die bereits guten Windenergiestandorte 
fördern. Wir empfehlen zur Nutzung der aufgeführten Synergien die konsequente 

Ausweisung von Windvorranggebieten an Standorten mit Bestandsanlagen. 

6. zur Drucksache 7/9655: Seite 1/5 Punkt I/1-4: 
Für die Umsetzung des Klimaschutz- und Energiewendeziels einer treibhausgas-neutralen 
Energieversorgung ist der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien, insbesondere 
Photovoltaik und Windenergie an Land dringend erforderlich. Wie in unseren o. a. 

Anmerkungen zur Drucksache 7/9654 ausgeführt, sind wir nicht dafür, Flächenziele für 
den Ausbau von erneuerbaren Energien abzuschaffen. Wie o. a. auch dargestellt kann im 
Zuge turnusmäßiger Überprüfungen des Standes der Technik und der zu 

prognostizierenden Energieverbrauchsentwicklung durchaus eine Anpassung der 
quantitativen Vorgaben erfolgen. Der Bund regelt im Gesetz zur Festlegung von 

Flächenbedarfen für Windenergieanlagen an Land (Wind8G) den Flächenbedarf für Wind 
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an Land jedes einzelnen Bundeslandes. Dieses Ziel sollte grundsätzlich auch das Thüringer 

Klimagesetz unterstützen, wobei im Zuge neuer systemischer Erkenntnisse eine 
Überprüfung der quantitativen Vorgaben durchaus ermöglicht werden sollte. 

Derzeit ist Thüringen im Bereich der Windenergie sowohl beim Ist-Stand als auch bei den 
regionalplanerisch geordneten Vorrangflächen weit hinter den Vorgaben zurück und zwar 
auch hinter dem im geltenden Thüringer Klimagesetz formulierten Ziel, 1 % der 
Landesfläche für Wind bereitzustellen, welches u. E. - neben den auf Potenzialstudien 
basierenden und bereits berücksichtigten Ausbauzielen für Photovoltaik, Biomasse, 
Wasserkraft und Umweltwärme - die künftige bilanzielle Abdeckung des Thüringer 

Gesamtenergiebedarfes aus eigenen Quellen auch schon beinhaltet. Statt die Flächenziele 
zu streichen, sollte man u. E. darüber nachdenken, welche Anreize und Stimuli für die 
Stromerzeugung mit erneuerbaren Energien vor Ort noch angeboten werden können. Die 
bisherigen Anreize (Kommunen- und Bürgerbeteiligung  etc.)  reichen offenbar noch nicht 
aus. Es geht also im ersten Schritt erst einmal darum, überhaupt die vorhandene Blockade 
beim Windausbau zu lösen. 

Grundsätze und Ziele für den Netzausbau sind hingegen bereits vorhanden und die 
Finanzierung des ersten Meilensteins im Netzausbau bis 2028 ist bei unserer  TEN  
gesichert. In dem am 30.4.2024 online veröffentlichten TEN-Netzausbauplan 2024 nach 
§ 14d Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) ist der prognostizierte Netzausbau für das als 
Fernziel definierte „Klimaneutralitätsnetz 2045" auf Basis der damit einhergehenden 
Szenarien für Einspeisung und Verbraucherlasten auch veröffentlicht; siehe dazu Link: 
https://www.vnbd  igital.de/g  ateway/files?serviceNa me=vn b  &Meld  =667c05a4b29fb939d  
1159d138tpreview=1  

Nunmehr geht es v. a. darum, die Ressourcen sowohl für Planung, Bau und Betrieb als 
auch die Leitplanken für schnellere Genehmigungen auf Landesebene zu erhöhen. Gerade 
bei Letzteren erhoffen wir uns von der Thüringer Landesregierung und ihrer 

nachgeordneten Behörden/Institutionen nachhaltige und intensive Unterstützung. 

Gerne stehen wir für Fragen, Mitteilungen und Gespräche im weiteren Diskussions-
prozess in dieser Angelegenheit zur Verfügung. 

Freundliche Grüße  

 

TEAG Geschäftsbereichsleiter Geschäftsführer WKT TEN  
Unternehmensentwicklung/ Asse 
Kommunikation  

erei sleiter 
management 
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Stellungnahme 

Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Klimagesetzes — Sicherer und 
bezahlbarer Energiemix in Thüringen 

Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach den uns vorliegenden Unterlagen nehmen wir zur Drucksache 7/9654 wie folgt Stellung. 

Wir stimmen der vorgelegten Begründung zu. 

Die Gestaltungsmöglichkeit der Länder wurde überzeugend und ausführlich dargelegt. 

Die Empfehlung, die jeweiligen Akteure der Energiewirtschaft zusammenzunehmen und die 

Ergebnisse zu besprechen, halten wir für dringend notwendig. 

Der Weg zu einer Zielsetzung für eine Rechtslage mag unterschiedlich sein, entscheidend ist, 

dass auf Landesebene eine Gestaltungsmöglichkeit für die Energiewirtschaft geschaffen wird. 

Mit freundlichen Grüßen  
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BWE LV Thüringen, Heubachsberg 23, 98701 Großbreitenbach 

Thüringer Landtag 
Ausschuss für Umwelt, 
Energie und Naturschutz 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99086 Erfurt  

    

Landesvorsitzender 

Landesverband Thüringen 

    

Großbreitenbach, 15.07.2024 

Vorab per E-Mail an poststelle@thueringer-landtag.de  

Anhörungsverfahren gemäß §79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtages in 

Drucksache 7/9654 (Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Klimagesetz) und in 

Drucksache 7/9655 (Irrweg Flächenziele beenden) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit übersenden wir Ihnen unsere Stellungnahme zum Gesetzentwurf 7/9654 und zum 
Entschließungsantrag 7/9655. 

Gestatten Sie uns zunächst einige kurze Vorbemerkungen. 

Der Gesetzentwurf der CDU sowie der Entschließungsantrag reiht sich ein in eine Vielzahl von 
Gesetzesinitiativen von CDU, FDP und AfD, die den Ausbau der Windenergie in Thüringen weiter 
behindern sollen. Dabei ignoriert der Gesetzentwurf bundesdeutsches Recht (z.B. das 
Windenergieflächenbedarfsgesetz aus dem Jahr 2022). 

Mit dem Gesetzentwurf soll das bisher im Klimagesetz verankerte Flächenziel gestrichen werden 
und mit dem Entschließungsantrag soll die Landesregierung aufgefordert werden, auch auf 
Bundesebene sich gegen verbindliche Flächenziele einzusetzen. Beiden Forderungen erteilen wir 
eine klare Absage, wir können solche rückwärtsgerichteten Forderungen nicht unterstützen! 

Die vom Bund angewandte, auf die Bundesländer heruntergebrochene und jetzt in der 
Fortschreibung des LEP2025 festgelegte Untersetzung der Ausbauziele auf die 4 Planungsregionen 
in Thüringen stellt eine bundesweit einheitliche Ausbausystematik sicher. Dieser Konsens, getragen 
von Wissenschaft und Wirtschaft, ermöglicht künftig einen sicheren Ausbaupfad für die 
Windenergie als die tragende Säule der künftigen Energieversorgung in Deutschland. 

Thüringen braucht weiterhin stabile Rahmenbedingungen für die Ausweisung geeigneter 
Windvorranggebiete, um einen kontinuierlichen und zügigen Ausbau der Windenergie zu 
ermöglichen. Ständige Änderungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen auf Landesebene führt 
zu großen Unsicherheiten bei den Regionalen Planungsgemeinschaften und führt zu massiven 
Zeitverzögerungen bei der Ausweisung von Windvorranggebieten. Als Beispiel dafür kann man die 



Landesverband 

Thüringen 

dritte und vierte Änderung des Thüringer Waldgesetzes und die damit verbundenen jahrelangen 
Diskussionen und Rechtsverfahren nennen, die zu einer massiven Verzögerung bei der Ausweisung 
neuer Windvorranggebiete geführt haben. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Fokussierung auf den tatsächlichen thüringer Energie-verbrauch 
dient lediglich als Begrünung, dass wenige Windenergieanlagen gebaut werden sollen, widerspricht 
aber dem Prinzip der Solidargemeinschaft in Deutschland. 

Nun konkret zu den beabsichtigten Änderungen im Klimagesetz: 

Zu §4 Abs. 1. Satz 3: 

Wir lehnen die vorgeschlagene Erweiterung des Satz 3 ab (.... sowie an der Entwicklung des 
tatsächlichen Thüringer Energiebedarfes orientiert ...), da diese Ergänzung wie bereits ausgeführt 
dem Solidaritätsprinzip in Deutschland widerspricht und weil diese Ergänzung die Ausweisung von 
Windvorranggebieten weiter verzögert und den notwendigen Ausbau der Windenergie weiter 
verschleppt. 

Zu §4 Absatz 2 Satz 2: 

Wir lehnen die Streichung des Satz 2 (Für die Nutzung der Windenergie wird dazu ein Prozent der 
gesamten Landesfläche bereitgestellt.) ab. Anstelle der Streichung sind hier im Gesetz die 
bundesdeutschen Vorgaben (geltendes Recht) wie folgt neu zu formulieren: „Für die Nutzung der 
Windenergie werden dazu bis zum 31.12.2027 1,8% und bis zum 31.12.2032 2,2 % der gesamten 
Landesfläche bereitgestellt." 

Zu §4 Absatz 3: 

Den ersten vorgeschlagenen Teilsatz (Dazu befördert die Landesregierung den Aufbau von 
Speichern und Verteilinfrastrukturen) stimmen wir zu, die im zweiten Teilsatz gemachte 
Einschränkung auf den Ausbau der Erneuerbare Energien lehnen wir ab, da diese Einschränkung 
den Ausbau der Windenergie in Thüringen zusätzlich behindern könnte (z.B., wenn der Bau von 
Speichern oder der Ausbau der Verteilnetze in Thüringen nicht schnell genug voranschreitet). 

Zu §13: 

Gegenüber dem bisher geltenden §13 erfolgt im neuen Entwurf beim  Monitoring  eine deutliche 
Ausrichtung der Paragrafen auf das Thema „Energie". Prinzipiell begrüßen wir ein jährliches  
Monitoring  sowie eine fünfjährige wissenschaftliche Studie zum Fortschritt. Allerdings sollte sich 
diese nicht nur auf die Entwicklung des thüringer Energiebedarfes erstrecken, sondern auch auf die 
Entwicklung der Treibhausgasemissionen, die Entwicklung / den Fortschritt bei der Ausweisung von 
Vorranggebieten für Windenergie und Freiflächen-PV.  Anhand der Ergebnisse sollen in den Studien 
jeweils konkrete Maßnahmen vorgeschlagen werden, wie der weitere Ausbau der Erneuerbaren 
Energien vorangetrieben werden kann. Eine Fokussierung der Studie auf den Energiebedarf von 
Thüringen halten wir aus dem Solidaritätsbetrieb nicht für sinnvoll. Thüringen ist „keine 
energetische Insel" in Deutschland, sondern profitiert vom Austausch von Energie innerhalb 
Deutschlands und innerhalb Europas. 
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Nun konkret zum Entschließungsantrag der CDU zum Gesetz zur Änderung des Klimagesetzes: 

Wir lehnen diesen Entschließungsantrag grundlegend ab und möchten dies auch nachfolgend 
kurz begründen. 

Flächenziele sind nach unserer Ansicht der beste und am einfachsten umzusetzende und 
kontrollierbare Weg, um den Ausbau der Erneuerbare Energien in den vier Thüringer Regionalen 
Planungsgemeinschaften zu ermöglichen. Mit Flächenzielen können die Regionalen Planungs-
gemeinschaften gut und nachprüfbar arbeiten. Wohin ein Energiemengenziel führt, kann man gut 
am Beispiel des „Zweiten Entwurf des Sachlichen Teilplan Windenergie" des Regionalplan 
Mittelthüringen aus dem Jahr 2017 sehen. Hier hatte die Planungsgemeinschaft versucht, 
ausgehend von Flächenberechnungen die erzeugbare Energiemenge aus Windkraft zu berechnen 
und so nachzuweisen, dass sie ja damit den Energiebedarf gemäß LEP2025 decken kann. In unserer 
Stellungnahme vom 10.12.2017 an die Regionale Planungsgemeinschaft Mittelthüringen haben wir 
auf Seite 2 auf die unserer Meinung nach fehlerhafte Berechnung hingewiesen und detailliert 
erklärt, warum diese Berechnung falsch ist und die Planungsgemeinschaft eben nicht die 
Energieziele erreichen kann. 

Ein Umstellen der Systematik der Ausweisung von Windvorranggebieten anhand von 
Energiemengenziele statt Flächenziele bedeutet für die Regionalen Planungsgemeinschaften ein 
Systemwechsel und ein Ausscheiden aus dem bundesweit etablierten System der 
Flächenausweisung über Flächenziele. Dies führt zu weiteren deutlichen Verzögerungen beim 
Windenergieausbau in Thüringen und einem kompletten Neustart der Regionalplanung in den vier 
Regionalen Planungsgemeinschaften. Die Folge wäre ein Nichterreichen der Ziele aus dem 
Windflächenbedarfsgesetz und ein kompletter Wegfall der raumordnerischen Steuerungs-
möglichkeit ab dem 01.01.2028. 

Der Entschließungsantrag zielt darauf ab, dass Thüringen sich dafür einsetzen soll, dass das 
Windenergieflächenbedarfsgesetz aus dem Jahr 2022 abgeschafft werden soll, da der CDU bewusst 
ist, dass es sich hierbei um ein bundesweit geltendes Gesetz handelt, welches Gültigkeit hat und von 
den Bundesländern umzusetzen ist. Da dieses Gesetz der CDU in Thüringen aber ein „Dorn im Auge" 
ist und ihrer Argumentation eines geringeren notwendigen Windenergieausbaus in Thüringen im 
Wege steht, soll sich die Landesregierung jetzt für die Abschaffung dieses Gesetzes einsetzen. Aus 
unserer Sicht ist nicht das Windenergieflächenbedarfsgesetz der „Irrweg", sondern der hier 
vorgelegte Entschließungsantrag der CDU. Für uns sind sowohl der Gesetzentwurf als auch der 
Entschließungsantrag unter dem Gesichtspunkt des laufenden Landtagswahlkampfes zu betrachten. 

Für Rückfragen sowie den persönlichen Austausch zu den o.g. Fragen und Antworten stehe ich Ihnen 
jederzeit gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Landesvorsitzender des 
BWE Landesverband Thüringen 
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